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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 13 R 192/11 B 
 
L 6 R 463/10 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 7 R 711/09 (SG Speyer) 
 
 
 
…………………………………… , 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………….., 
  
 

g e g e n 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 7. Juli 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l  ,   den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-

Pfalz vom 13. April 2011 Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechts-

anwalt              A.                ,                        , zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vor-

bezeichneten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außerge-

richtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das LSG Rheinland-Pfalz hat mit Urteil vom 13.4.2011 einen Anspruch des Klägers auf höhere 

Altersrente unter Berücksichtigung von Rentenbezugszeiten ab Vollendung des 55. Lebensjah-

res verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim BSG Beschwerde 

eingelegt und zu deren Durchführung Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung von Rechts-

anwalt                A.               ,                         , beantragt. Er beruft sich ausschließlich auf die 

grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Der PKH-Antrag ist abzulehnen. Die beabsichtigte Rechtsverfolgung bietet keine hinreichende 

Aussicht auf Erfolg (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 ZPO). Denn die Nichtzulassungsbe-

schwerde erfüllt nicht die insoweit geltenden formellen Voraussetzungen. Da dem Kläger keine 

PKH zusteht, hat er auch keinen Anspruch auf Beiordnung eines Rechtsanwalts (§ 73a Abs 1 

Satz 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO). 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Beschwerdebegründung vom 28.6.2011 ge-

nügt nicht der gesetzlich vorgeschriebenen Form, denn er hat den Zulassungsgrund der grund-

sätzlichen Bedeutung nicht ordnungsgemäß dargelegt (§ 160 Abs 2 Nr 1 iVm § 160a Abs 2 

Satz 3 SGG). 

 

Wer die Zulassung der Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung erstrebt, muss in der Be-

schwerdebegründung eine konkrete Rechtsfrage in klarer Formulierung bezeichnen und schlüs-

sig darlegen, dass diese klärungsbedürftig, in dem angestrebten Revisionsverfahren 

klärungsfähig (entscheidungserheblich) sowie über den Einzelfall hinaus von Bedeutung ist (vgl 

BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 19; BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 5 RdNr 2 ff, Nr 9 RdNr 4 

- jeweils mwN). Es muss aus der Beschwerdebegründung ersichtlich sein, dass sich die 

Antwort auf die Rechtsfrage nicht ohne Weiteres aus dem Gesetz oder der bisherigen 

Rechtsprechung ergibt; hierzu bedarf es der Auseinandersetzung mit den vorinstanzlichen 

Entscheidungen und sonstiger einschlägiger Rechtsprechung. Diese Anforderungen, die 

allerdings nicht überspannt werden dürfen, sind verfassungsrechtlich unbedenklich (BVerfG 

<Kammer> SozR 4-1500 § 160a Nr 12 RdNr 3 f, Nr 16 RdNr 4 f). 

 

Die Beschwerdebegründung des Klägers wird diesen Erfordernissen nicht ansatzweise gerecht. 

Er benennt schon keine konkrete Rechtsfrage zur Auslegung, zum Anwendungsbereich oder 

zur Vereinbarkeit einer bestimmten Vorschrift mit höherrangigem Recht, die in einem 

Revisionsverfahren noch geklärt werden müsste. Sein Vorbringen, er werde unangemessen 

dadurch benachteiligt, dass der Bezug der Erwerbsunfähigkeitsrente ab dem 55. Lebensjahr 

nicht bei der Berechnung der Altersrente ab dem 65. Lebensjahr berücksichtigt werde und dass 
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dies eine willkürliche und unbegründete Unterscheidung der Krankheitszeiten vor und nach 

dem 55. Lebensjahr darstelle, genügt zur Darlegung einer grundsätzlichen Bedeutung bei 

Weitem nicht. Damit hat der Kläger die Klärungsbedürftigkeit der von ihm aufgeworfenen 

Fragestellung nicht dargelegt. Denn er hat sich weder mit den einschlägigen gesetzlichen 

Vorschriften noch mit der hierzu ergangenen höchstrichterlichen Rechtsprechung 

auseinandergesetzt. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 Satz 2 und 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 Abs 1 SGG. 
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